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Die Lehren des
Keynesianismus
Vaduz. – Am Dienstag, 6. Novem-
ber, wird der Schweizer Professor
Heinrich Bortis in Vaduz einen Vor-
trag über die ökonomischen Leh-
ren des Keynesianismus halten.
Die Wirtschaftstheorie des Keyne-
sianismus geht auf den Ökonomen
John Keynes zurück. Heinrich Bor-
tis ist ordentlicher Professor und
Inhaber des Lehrstuhls für Wirt-
schaftstheorie und Wirtschaftsge-
schichte an der Universität Fri-
bourg. Ausserdem ist er Autor von
zahlreichen Büchern und Artikeln
zur Wirtschaftsgeschichte und zur
Entwicklungsgeschichte der Wirt-
schaftstheorie. 

Der Gastvortrag von Professor
Bortis findet im Rahmen des Wirt-
schaftspolitischen Seminars Alpen-
rheintal statt und wird gemeinsam
von der Konjunkturforschungsstel-
le Liechtenstein an der Universität
Liechtenstein und der Forschungs-
stelle für Wirtschaftspolitik der
Hochschule für Technik und Wirt-
schaft HTW Chur veranstaltet. Der
Vortrag von Professor Bortis dau-
ert von 16.15 bis 18 Uhr und findet
im Hörsaal H4 an der Universität
Liechtenstein in Vaduz statt. (pd)

Anmeldung unter carsten.schlag@kofl.li

Von Christian Frommelt*

Die Europäische Union (EU) steckt
derzeit in ihrer grössten Krise. Im
Zuge der Schuldenkrise droht mit
der Währungsunion ausgerechnet
das wichtigste Integrationsprojekt
auseinanderzubrechen. Dabei ent-
wickelte sich die europäische Inte-
gration bisher nur vorwärts. Die
EU hat sich erweitert, zentralisiert
und ihre Kompetenzen auf neue
Politikfelder ausgedehnt. Die De-
batte um die Lösung der gegen-
wärtigen Krise darf daher nicht auf
ökonomische Konzepte beschränkt
werden, sondern hat auch die Me-
chanismen der Integration zu be-
rücksichtigen. Entsprechend sind
das institutionelle Design der Wäh-
rungsunion sowie die Anzahl und
Auswahl ihrer Mitgliedstaaten vor
dem Hintergrund politischer Ent-
scheidungsprozesse zu betrachten.

Das Eurosystem ist geprägt vom
Gegensatz einer zentralisierten
Geldpolitik und einer dezentrali-
sierten Fiskalpolitik. Während die
Eurostaaten sämtliche geldpoliti-
schen Kompetenzen an das Euro-
system abtreten, bleiben deren fis-
kalpolitische Kompetenzen unbe-
rührt. Dieser selektive Verzicht auf
die nationale Souveränität ist ty-
pisch für die europäische Integrati-
on und führt zu einem permanen-
ten Druck, sich auf weitere Inte-
grationsschritte zu einigen, um die
Funktionsweise der bestehenden
Integration nicht zu gefährden.

Eine weitere Besonderheit war die
Integration von Hart- und Weich-

währungsländern. So verfügte
Deutschland vor der Währungsuni-
on über eine unabhängige Zentral-
bank, die eine Politik der Geld-
wertstabilitiät verfolgte, während
die Regierung Frankreichs vor ei-
ner Abwertung der nationalen
Währung zur Belebung der Wirt-
schaft nicht zurückschreckte. Da
das Interesse der Weichwährungs-
länder an einer Währungsunion
deutlich grösser war, besassen die
Hartwährungsländer eine überle-
gene Verhandlungsmacht. Entspre-
chend einigten sich die Eurostaa-
ten auf eine unabhängige Europäi-
sche Zentralbank (EZB) mit dem
Primat der Preisstabilität sowie auf
eine Nichtbeistandsklausel. 

Auf den ersten Blick prägt die
Konstellation von Hart- und
Weichwährungsländern auch den
gegenwärtigen Konflikt zwischen
Staaten, die Sparsamkeit verlan-
gen, und Staaten, die möglichst
viel Beistand wollen. Allerdings
haben sich die Machtstrukturen
seit Beginn der Währungsunion
verändert. Deutschland ist zwar
immer noch der bestimmende Ak-
teur. Dessen Interesse an einem
Fortbestand des Euro schwächt
aber seine Machtposition, weshalb
neue Akteure ins Spiel kommen.
Dabei handelt es sich vor allem
um supranationale Akteure wie
die EZB oder die Europäische
Kommission, was wiederum die
Wahrscheinlichkeit einer weiteren
Zentralisierung zum Beispiel in
Form einer Bankenunion erhöht. 

Das gemeinsame Interesse an ei-
nem Fortbestand des Euro führt
aber nicht zwangsläufig zu einem
Konsens über konkrete Massnah-
men. Kompromisse werden meist
im letzten Moment erzielt und
verkörpern nicht mehr als den
kleinsten gemeinsamen Nenner.

Die Zustimmung eines Akteurs er-
fordert oft Zugeständnisse der Ver-
handlungspartner in einem ande-
ren Bereich. Diese Vermischung
von Verhandlungsgegenständen
führt zu suboptimalen Ergebnis-
sen. Rückblickend erklärt dies
wohl auch die Aufnahme 
Griechenlands in das Eurosystem,
welches im Gegenzug die EU-
Osterweiterung unterstützte.

Die zur Lösung der Schuldenkrise
benötigte Zentralisierung
schwächt die Autonomie der 
Mitgliedstaaten, weshalb einige
Staaten versuchen, weitere 
Integrationsschritte zu verzögern.
Gleichzeitig schaffen Sparpro-
gramme und Haftungsverpflich-
tungen grosse Verteilungskonflikte.
Die Solidarität kann sich aber
nicht auf eine kollektive Identität
stützen, sondern basiert auf einer
Not- und Zweckgemeinschaft. Da-
her mobilisiert die Währungsunion
den euroskeptizistischen Populis-
mus, was den Handlungsspielraum
der Politik weiter einschränkt. 

Diese Mechanismen deuten an,
wie schwierig sich die Lösung der
Eurokrise gestaltet. Eine Zentrali-
sierung des Eurosystems würde
auch Liechtenstein tangieren. 
Bereits die 2009 erfolgte Einfüh-
rung eines Europäischen Systems
der Finanzaufsicht (ESFS) stellt
die EWR/EFTA-Staaten vor grosse
Herausforderungen, da die ESFS-
Institutionen befugt sind, verbind-
liche Entscheidungen gegenüber
nationalen Akteuren zu treffen.
Ein solcher Kompetenztransfer 
widerspricht aber dem Legitimati-
onskonzept des EWR, weshalb
sich die Übernahme der entspre-
chenden Rechtsakte in das EWR-
Abkommen verzögert. Dies
schwächt die Rechtssicherheit und
damit die wichtigste Errungen-
schaft des EWR. Die Eurokrise 
hat also auch für Liechtenstein 
sowohl eine ökonomische als 
auch eine politische Dimension.

Christian Frommelt ist wissenschaftlicher

Mitarbeiter am Liechtenstein-Institut.

Die politischen Mechanismen der Eurokrise
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AGENDA KOMMENTAR

EIN LANGER WEG
ZUR NORMALITÄT
Von Patrick Stahl

Es war die vergleichbar tiefe 
Hürde, welche die Steuerabkom-
men mit der Schweiz und Liech-
tenstein am Donnerstag in
Deutschland genommen haben.
Der Bundestag, in dem die liberal-
konservativen Regierungsparteien
die Mehrheit besitzen, stimmte
den Verträgen mit den beiden Staa-
ten zu. Das Ergebnis war erwartet
worden und darf nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass zumindest
das Abkommen mit der Schweiz
im Bundesrat, der deutschen Län-
derkammer, am Widerstand der
Opposition zu scheitern droht.

Es wäre falsch, darüber zu jubeln,
dass das Liechtensteiner Abkom-
men im Gegensatz zum Vertrag 
mit der Schweiz mit hoher Wahr-
scheinlichkeit angenommen wird.
Zum einen hat die Schweiz schon
seit über 40 Jahren ein Doppel-
besteuerungsabkommen mit
Deutschland und zum anderen
hängt das Wohl des Finanzplatzes
Liechtenstein stark davon ab, dass
eine Lösung für die unversteuerten 
Vermögen auf hiesigen Banken 
gefunden wird. Mit dem Schweizer
Abkommen soll genau dieses
Problem gelöst werden – was 
sich auch Liechtenstein erhofft.

Es wird zweifellos noch einige Zeit
vergehen, bis sich die Beziehungen
des grossen Deutschland mit den
kleinen Staaten Schweiz und
Liechtenstein normalisieren. Die
Debatte im deutschen Bundestag
zum Steuerabkommen mit der
Schweiz hat gezeigt, dass sich das
Thema Steuerflucht vortrefflich für
den Wahlkampf nutzen lässt. Im
Herbst 2013 stehen in Deutschland
wieder Wahlen an. Bis dahin wird
die Opposition die Diskussion über
die vermeintlichen Steueroasen
weiter befeuern – und so lange
bleibt auch das Problem ungelöst.

pstahl@medienhaus.li

«Die Solidarität
basiert auf einer
Notsituation»

Messe- und Eventkalender 2012

26. bis 28.10. Veranstaltung

START-UP-WEEKEND 
ST. GALLEN
Posthauptgebäude, St. Gallen
www.startupweekend.ch

30.10. ICQM-Seminar

PRAXISTRAINING 
MIT DER FMA
Vaduzer Saal, Vaduz
www.icqm.li

30.10. ICQM-Seminar

VERTIEFUNG IN DIE THEMEN 
ANSTALT UND TRUSTS
VP Bank, Triesen
www.icqm.li

06.11. Wirtschaftspolitisches Seminar

VORTRAG VON PROF. BORTIS ZUM
THEMA KEYNESIANISMUS
Universität Liechtenstein, Vaduz
www.uni.li

06.11. CQT-Seminar

STIFTUNGS- UND 
ANSTALTSRECHT
Mehrzweckgebäude, Eschen
www.cqt.li

08.11. CQT-Seminar

GRUNDKURS 
SORGFALTSPFLICHTGESETZ
Mehrzweckgebäude, Eschen
www.cqt.li

08.11. CQT-Seminar

UPDATE 
SORGFALTSPFLICHTGESETZ
Mehrzweckgebäude, Eschen
www.cqt.li

09.11. CQT-Seminar (Zusatz)

UPDATE 
SORGFALTSPFLICHTGESETZ
Mehrzweckgebäude, Eschen
www.cqt.li

12.11. Vortrag

NEUERUNGEN 
IM ERBRECHT
Universität Liechtenstein, Vaduz
www.uni.li

13.11. CQT-Seminar

LIECHTENSTEINISCHES 
STEUERRECHT
Mehrzweckgebäude, Eschen
www.cqt.li

22.11. Rechtsprechtag

ANERKENNUNG VON GESELLSCHAF-
TEN UND STIFTUNGEN
Universität Liechtenstein, Vaduz
www.uni.li

26.11. Tagung

WIRTSCHAFTSFORUM
DES VADUZER MEDIENHAUSES
Vaduzer Saal, Vaduz
www.wirtschaftsforum.li

27.11. Vortrag

SEMINAR FÜR INNOVATON 
UND SCHUTZRECHTE
NTB Hochschule für Technik, Buchs
www.ntb.ch

29.11. Veranstaltung

VERLEIHUNG DES 
BANKING AWARD 2012
Universität Liechtenstein, Vaduz
www.uni.li

04.12. Vortrag

PROF. ERNST BALTENSPERGER ZUR
GESCHICHTE DES FRANKEN
Universität Liechtenstein, Vaduz
www.uni.li

25.01. Tagung

RHEINTALER
WIRTSCHAFTSFORUM
Spiegelsaal, Widnau
www.wifo.ch

Der Messe- und Eventkalender rund um die Themen Wirtschaft, KMU-Gewerbe, Informatik und Personalmanagement.
Jede Woche in «Wirtschaft regional». Haben auch Sie als Unternehmen oder Organisation eine interessante Veranstaltung? 
Dann nehmen Sie mit uns Kontakt auf: Per Telefon +423 236 16 82 oder per E-Mail an redaktion@wirtschaftregional.li


